


























 

 

 

 

Protokoll der Behördenanhörung zum Bebauungsplan -Parkstadt- - 

Vorentwurf  am 25.09.2017 in Böblingen 

 

 

Beginn der Veranstaltung 14:30 Uhr, Ende 15 Uhr 45 

 

Anwesend: Vergleiche die beigefügte Teilnehmerliste 

 

I. Begrüßung und Einführung 

 

m Rahmen der Aufstellung des Be-

bauungsplans als Planungsverband nach § 205 BauGB tätig werde. Verbandsmitglieder seien 

die Städte Böblingen und Sindelfingen, wobei die Stadt Böblingen für die notwendige Flächen-

nutzungsplanänderung zuständig sei, nachdem der zur Aufstellung vorgesehene Bebauungs-

plan auf Gemarkung Böblingen liege. 

 

Herr Brenner stellt anschließend die anwesenden Planer und Fachgutachter vor und weist da-

rauf hin, dass die Frist zur Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung am 

18.10.2017 endet. Er bittet nachdrücklich darum, diese Frist einzuhalten. 

 

II. Vorstellung der Vorentwürfe BBP/FNP: 

 

Im Anschluss daran führt Herr Prof. Baldauf in die den Behördenvertretern bereits vorliegenden 

Vorentwürfe zum Bebauungsplan und zur Flächennutzungsplanänderung ein und übergibt das 

Wort anschließend an Herrn Schäfer, KKBB sowie die Fachgutachter. 

 

Herr Schäfer und die Fachgutachter Schall, Luftreinhaltung, Verkehr und Artenschutz tragen 

anschließend ihre Erkenntnisse vor. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die diesem 

Protokoll beigefügten Präsentationen der Fachgutachter verwiesen. 

 

Da der Fachgutachter zum Helikopterlandeplatz des Klinikums nicht anwesend ist, führt Herr 

Schäfer zu diesem Thema folgendes aus: 

 

- Es gebe  weil die Gebäudeplanung des Klinikums noch nicht konkretisiert sei  noch keine 

genaue Verortung des Landeplatzes. 
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- Geplant sei ein Landeplatz für Hubschrauber der Flugleistungsklasse 1. Das Klinikum gehe 

von maximal 250 Landungen pro Jahr, hierbei max. 5 Landungen pro Woche aus. Nach 

den bisherigen Erfahrungen an den bestehenden Standorten sei von max. 8 Nachtlandun-

gen pro Jahr auszugehen. 

 

- Die Lärmbelästigung liege maximal für einen Zeitraum von 3 Minuten pro Landung im kriti-

schen Bereich. 

 

- Eine Landeplatzbefeuerung für Nachtlandungen werde aus Sicherheitsgründen eingerich-

tet, sie brenne allerdings nur jeweils kurz vor der Landung und nicht dauerhaft. 

 

- Das Klinikum sei sich darüber im Klaren, dass die Schallemissionen des Flugbetriebs so-

weit möglich in einem noch durchzuführenden luftrechtlichen Genehmigungsverfahren mi-

nimiert werden müssten. Dort sei auch eine eigene Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen. 

 

Abschließend weist Prof. Baldauf darauf hin, dass der nächste Schritt im Bebauungsplanverfah-

ren mit der Ausarbeitung des Entwurfs des Satzungsplans ab Frühjahr 2018 starte, weil man 

den dann vorliegenden Vorentwurf der Architekten für das Klinikgebäude dem Bebauungsplan-

entwurf zugrunde legen wolle. Der Bebauungsplanentwurf hänge deswegen insoweit von der 

Konkretisierung der Gebäudeplanung ab. 

 

III. An diese Ausführungen der Planer und Fachgutachter schließt sich folgende Anhö-

rung an: 

 

1. Der Naturschutzbeauftragte des Landkreises führt aus, dass er die von Herrn Schäfer an-

gegebene Zahl von 250 Hubschrauberlandungen pro Jahr für zu gering halte. Er wisse, 

dass in Leonberg ca.  4 - 6 Landungen pro Tag stattfinden und halte die Zahl deshalb nicht 

für plausibel. 

 

Herr Schäfer erwidert darauf, dass die Zahlen von Leonberg nach den Erfahrungen mit den 

bestehenden Kliniken in Böblingen und Sindelfingen nicht mit dem geplanten Flugfeldklini-

kum vergleichbar seien. In Leonberg sei ein Rettungshubschrauber der DLR direkt am Kli-

nikum stationiert, was für den Klinikstandort auf dem Flugfeld auch für die Zukunft nicht 

vorgesehen sei. 
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Sindelfingen und Böblingen kämen zurzeit keinesfalls auf 250 Landungen pro Jahr sondern 

allenfalls auf 1/3 dieser Zahl. Man habe mit den 250 Landungen bereits eine Steigerung, 

bedingt durch die Konzentration in einer Klinik, dadurch berücksichtigt, dass man die aktuel-

le Zahl der Landungen verdreifacht habe. 

 

2. Der Naturschutzbeauftragte richtet an den Zweckverband die Frage, ob die aus dem Jahre 

2004 stammende Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu den naturschutzrechtlichen Belangen 

wie bisher fortgeschrieben werde bzw. ob Änderungen an dieser Bilanzierung oder auch an 

den Maßnahmen beabsichtigt seien. 

 

Frau Knauf bestätigt, dass die Bilanzierung wie bisher auch im weiteren Verfahren fortge-

führt wird. Dabei wird das bisherige System auf der Basis des Architektenentwurfs für das 

Klinikum beibehalten. 

 

3. Die Vertreterin des Wasserwirtschaftsamts beim Landratsamt verweist darauf, dass hydro-

geologische Gutachten zum Standort auf dem Flugfeld beim Landratsamt zugänglich seien. 

Falls Tiefgaragen angelegt werden sollten müsse deren Sperrwirkung auf die Fließbewe-

gungen im Grundwasser und damit möglicherweise einhergehende Auswirkungen auf den 

Langen See berücksichtigt werden. 

 

Zum Untergrund weise sie darauf hin, dass es möglich sei, dass dort Material der Klassen 

Z 1.2 bis Z 2 im Aushub auftauchen könne. Auch deshalb sei aus Sicht der Wasserwirt-

schaft eine Parkierung in Hochbauten empfehlenswert. 

 

4. Der Naturschutzbeauftragte des Landkreises regt an, im Frühjahr 2018, wenn nochmals 

überprüft wird, ob es Brutpaare der Feldlerche im Untersuchungsareal gibt, auch gleichzei-

tig das Vorkommen anderer Bodenbrüter bzw. Eidechsen ein weiteres Mal zu überprüfen. 

Die Vertreter des Zweckverbands sagen zu, dies bei der Beauftragung der weiteren Leis-

tungen zum Artenschutz zu berücksichtigen. 

 

5. Das Landratsamt, Immissionsschutz, möchte wissen, ob die Immissionen der Daimler AG 

auf den Standort bereits untersucht worden seien bzw. wann deren Untersuchung und Dar-

stellung erfolge. 

 

Herr Dr. Dröscher erläutert dazu, dass diese Darstellung unter Berücksichtigung der dann 

bekannten Gebäudeplanung des Klinikums im Stadium der Ausarbeitung des Bebauungs-

planentwurfs erfolge. 
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Herr Brenner bedankt sich bei den Behördenvertretern für deren Teilnahme an der Informati-

onsveranstaltung und schließt die Behördenanhörung um 15:45 Uhr. 

 



 

 

 

Protokoll der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan  

-Parkstadt-West 8.0"  Vorentwurf   am 

25.09.2017 in Böblingen 

 

 

Beginn der Veranstaltung 18 Uhr 30, Ende 19 Uhr 30 

 

I. Begrüßung und Einführung: 

 

Herr Brenner als Geschäftsführer des Zweckverbands begrüßt die Anwesenden und stellt die 

beteiligten Fachgutachter sowie Herrn Prof. Dr. Baldauf vor. Er verweist auf die Äußerungsfrist 

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung, die am 18.10.2017 endet und führt aus, dass die Bür-

ger die Möglichkeit haben, ihre Stellungnahmen sowohl in dieser Informationsveranstaltung zu 

Protokoll zu geben als auch das hierfür vom Zweckverband zur Verfügung gestellte und im Saal 

ausgelegte Formular zu benutzen. Er weist ferner darauf hin, dass darüber hinaus die Möglich-

keit besteht, die Unterlagen beim Zweckverband einzusehen und dort Stellungnahmen abzuge-

ben oder zur Niederschrift zu erklären. 

 

n-

schaft als Planungsverband nach § 205 BauGB den Bebauungsplan für das Klinikum aufstelle 

während die ebenfalls erforderliche Flächennutzungsplanänderung von der Stadt Böblingen als 

Belegenheitskommune durchgeführt werde. 

 

II. Im Anschluss daran tragen die Beteiligten wie folgt vor: 

 

1. Nach einer kurzen Einführung von Herrn Prof. Dr. Baldauf trägt Herr Schäfer, Kreisklinikum 

Böblingen/Sindelfingen zum geplanten Klinikneubau vor. 

 

2. Es folgt Herr Dr. Dröscher, der Ausführungen zu schalltechnischen Gegebenheiten und zur 

Luftreinhaltung macht sowie 

 

3. Herr Kaltenmark, Büro Schlothauer & Wauer, der die Verkehrsuntersuchung vorstellt und 
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4. Herr Herden, Firma Baader Konzept, der die artenschutzrechtliche Voruntersuchung erläu-

tert. 

 

5. Der informatorische Teil schließt ab mit den Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Baldauf zu 

den Planvorentwürfen Bebauungsplan und Flächennutzungsplan. 

 

Zum Inhalt der jeweiligen Vorträge wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die den 

Akten beiliegenden Präsentationen der vorgenannten Fachgutachter bzw. des Büros Prof. 

Dr. Baldauf verwiesen. 

 

III. An diesen informatorischen Teil schließt sich folgende Bürgeranhörung an: 

 

Bürger: Fragt nach, wie hoch das Klinikgebäude werden soll. Im städtebaulichen Wettbewerb 

habe es Baukörper von bis zu 48 m Höhe gegeben. 

 

Prof. Dr. Baldauf führt dazu aus, dass dies eine Information sei, die aus dem städte-

baulichen Wettbewerb stamme, dass aber nach derzeitigem Stand der architektoni-

schen Überlegungen voraussichtlich diese Höhe nicht benötigt werde. Sollte sich zei-

gen, dass die Höhenentwicklung des Klinikums tatsächlich geringer als 48 m sei, so 

werden entsprechende Höhenfestsetzungen im Bebauungsplan auch nicht vorgese-

hen. Die Entscheidung über die Festsetzungen liege beim hierzu berufenen Gremium, 

der Zweckverbandsversammlung. 

 

Bürger: Hat Befürchtungen, durch den Baukörper des Klinikums werde eine wichtige Frischluft-

schneise für Böblingen und Sindelfingen in West-Ost-Richtung zugebaut und blockiert. 

Nennt als Beispiel eine Tennishalle im Böblinger Ortsteil Dagersheim, die aus Rück-

sicht auf die Frischluftzufuhr nicht realisiert worden sei. 

 

Herr Dr. Dröscher verweist darauf, dass am vorgesehenen Standort schon bislang 

Bebauung, wenn auch gewerblicher Art, vorgesehen gewesen sei. Es handle sich also 

folglich nur um die Veränderung dieser Planung durch die Aufgabe der gewerblichen 

Nutzung zu Gunsten der Kliniknutzung. Die Belüftung im Rahmen der Bebauung des 

Flugfeldes werde im Wesentlichen durch die grüne Mitte gewährleistet, die allerdings 

hauptsächlich für Sindelfingen positive Wirkung habe. Die Veränderungen durch das 

Klinikum seien im weiteren Verfahren näher zu untersuchen, er gehe aber davon aus, 

dass der Bau des Klinikums für Böblingen und Sindelfingen keine wesentlichen klima-

tischen Auswirkungen haben werde. 
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Bürger: Aus der vorliegenden Schalluntersuchung ergebe sich, dass die BAB A81 mit einer 

Geschwindigkeitsbeschränkung auf 100 km/h berücksichtigt worden sei. Es sei nicht 

ausgeschlossen, dass im Zuge der Verbreiterung der Autobahn eine höhere Ge-

schwindigkeit zugelassen werden oder sogar jede Geschwindigkeitsbegrenzung ent-

fallen könnte. Wird das gegebenenfalls in der schalltechnischen Untersuchung be-

rücksichtigt? 

 

Herr Dr. Dröscher erläutert, dass dies in der fortschreitenden Planung geprüft und ge-

gebenenfalls präzisiert werden müsse. Aktuell werde aber auf der Basis der geltenden 

Geschwindigkeitsbegrenzung von 100 km/h gerechnet. 

 

Bürger: Wurde im Verkehrsgutachten die Verkehrsprognose bis 2030 berücksichtigt? Sind die 

städtebaulichen Planungsüberlegungen von Böblingen einbezogen worden? Welche 

Pläne hat Böblingen insgesamt? Er befürchtet, dass sich die Flugfeldallee zur Umge-

hungsstraße entwickeln könnte. Betrachtet worden sei nur der Regelverkehr, er ver-

misse Aussagen zu den Verkehrsverhältnissen bei Störungen (beispielsweise bei 

Stau auf der BAB A 81). 

 

Herr Kaltenmark erläutert dazu, dass die städtebaulichen Absichten und Pläne von 

Böblingen in der weiteren Planung und in der zu konkretisierenden Verkehrsuntersu-

chung berücksichtigt werden. Er stehe im engen Kontakt mit der Stadt Böblingen. Bei 

Verkehrsstörungen (z.B. Stau auf der Autobahn) sei davon auszugehen, dass es zu 

Behinderungen komme. Dies gelte aber unabhängig von den Wirkungen der Ansied-

lung des Klinikums. Dies sei dann eben eine Situation, in der mit Störungen zu rech-

nen sei. Im Gutachten werde dies nicht berücksichtigt, da es sich um einen Ausnah-

mefall handle. 

 

Bürger: Vermisst Aussagen zum ÖPNV im Verkehrsgutachten.  

 

Herr Kaltenmark hält dazu fest, dass dies selbstverständlich im Weiteren untersucht 

und dargestellt werde. Die bisher vorliegende Verkehrsuntersuchung sei im Zuge des 

städtebaulichen Wettbewerbs erstellt worden und habe die Frage des ÖPNV deswe-

gen noch nicht durchgehend berücksichtigt. Man sei sich aber darüber im Klaren, 

dass es sich hierbei um ein besonders wichtiges Thema handle, das bearbeitet und 

auch  zusammen mit den Architekten des Klinikums  gelöst werden müsse. Prof. 

Dr. Baldauf ergänzt, dass auch aus diesem Grund der Haupteingang für das Klinikum 
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im Osten, ausgerichtet auf den Bahnhof Böblingen vorgesehen werde. Die Architekten 

des Klinikums hätten das Thema ÖPNV bereits auf Ihrer Agenda. 

 

Bürger: Es handle sich bei dem i-

h-

tung. Ihm falle auf, dass es offenbar keinen Artenschutz für Menschen gebe, jeden-

falls habe er dazu im Vortrag der Fachgutachter nichts gehört. Allerdings sei ihm klar, 

dass der Zweckverband und die Fachgutachter nur als Realisierer einer Entscheidung 

des Kreistages tätig würden, was deswegen notwendig sei, weil sich der Landkreis 

und die beiden Städte Böblingen und Sindelfingen nicht auf eine Zusammenlegung 

und Modernisierung einer der bestehenden Kliniken hätten einigen können. Der jetzt 

vorgesehene Standort sei unmöglich. 

 

Bürger: Findet die Standortentscheidung im Flugfeld wegen der zentralen Lage richtig, wirft 

aber die Frage auf, ob die neue Autobahnauffahrt im Zuge der Verbreiterung der BAB 

81 in der schalltechnischen Untersuchung bereits berücksichtigt worden sei. 

 

Herr Dr. Dröscher führt dazu aus, dass alle Planungen, die absehbar verwirklicht wer-

den können, in der Bauleitplanung für das Klinikum und folglich auch in den schall-

technischen Untersuchungen berücksichtigt werden müssen. Gegebenenfalls seien in 

diesem Zusammenhang auch Alternativbetrachtungen sinnvoll. 

 

Bürger: Stellt an Herrn Schäfer, KKBB, die Frage, ob der erhebliche finanzielle Aufwand, der 

an diesem Standort für Schallschutz am Klinikgebäude notwendig werde (er beziffert 

den Aufwand mit 50 bis 100 Mio. nosen schon berücksichtigt sei. 

 

Herr Schäfer antwortet darauf, dass die Kosten für den Schallschutz am Gebäude in 

den Kostenprognosen bereits enthalten seien, dass dies aber im weiteren Fortschrei-

ten der Gebäudeplanung noch zu konkretisieren sei. Man wisse auf Seiten des Klini-

kums, dass es ohne passiven Schallschutz am Gebäude nicht gehe. 

 

Bürger: Wie viele Parkplätze sind für das Klinikum vorgesehen?  

 

Prof. Dr. Baldauf führt aus, momentan werde mit 1.300 Pkw-Stellplätzen gerechnet. 

Der Bürger erwidert, er gehe davon aus, dass in Böblingen und Sindelfingen insge-

samt 1.800 Stellplätze an den bestehenden Kliniken vorhanden seien. Dennoch werde 

in den umliegenden Straßen geparkt. Herr Schäfer erwidert darauf, dass seitens 



 
 - 5 - 
 

 

KKBB der Bestand an Kfz-Stellplätzen gezählt worden sei. Das Ergebnis (einschließ-

lich einer Prognose für die Zukunft) seien die jetzt diskutierten 1.300 Kfz-Stellplätze. 

Im Zuge dieser Erhebungen sei der betreffende Gutachter von KKBB auch im Umfeld 

der Krankenhäuser eingewiesen worden, so dass er habe berücksichtigen können, 

dass dort derzeit in umliegenden Straßen ebenfalls geparkt werde. 

 

Der Bürger wirft daraufhin ein, dass derselbe Gutachter sich bereits bei der Schwarz-

wald-Baar-Klinik verschätzt habe. 

 

Bürger: Was passiert nach Inbetriebnahme des neuen Klinikums mit den beiden Altstandorten?  

 

Herr Schäfer erwidert dazu, die Nutzung der beiden Altstandorte seit bisher noch nicht 

geklärt. Dies werde wohl von 2019/20 an diskutiert und entschieden werden. Der zeit-

liche Vorlauf reiche dann noch aus, da von einer Inbetriebnahme des neuen Klinikums 

im Jahr 2024 ausgegangen werde. 

 

Bürger: Es gebe Beispiele für den Um- und teilweisen Neubau von Kliniken, beispielsweise in 

Ravensburg (Häuser aus dem Jahre 1910), die auch funktionieren würden. Ravens-

das Land 50 % bezuschusst habe. Er regt an, dass KKBB sich dieses Projekt einmal 

anschauen sollte. 

 

Bürger: Für ihn liege ein Widerspruch darin, dass einesteils mitgeteilt werde, das so genannte 

-

beauftragt worden sein sollten. Er halte das für überraschend.  

 

Herr Schäfer erläutert dazu, dass KKBB bei der Ausschreibung der Architektenleis-

tungen darauf geachtet habe, dass die Bieter entsprechende BIM-Kompetenz anhand 

von realisierten Projekten belegen konnten. Die jetzt beauftragten Büros hätten diese 

Zielvorgabe mehr als erfüllt. 

 

Bürger: Aktuell habe das Flugfeld ca. 2.700 Bewohner. Er möchte wissen, ob berücksichtigt 

sei, dass die Anzahl der Bewohner im Flugfeld noch auf bis zu 4.000 steigen könne.  

 

Herr Brenner hält dazu fest, dass die vom Bürger genannten Zahlen korrekt seien. Die 

Infrastruktur sei auf die Gesamtaufsiedlung des Flugfelds ausgerichtet. Man erwarte 

insoweit keine Überraschungen. 
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Bürger: Klinikum sei jetzt offenbar auf 700 Betten ausgelegt. Er möchte wissen, ob es in 10 

oder 20 Jahren um 10 oder 20 % erweiterbar sei.  

 

Herr Schäfer erklärt dazu, dass Erweiterungsmöglichkeiten für das Klinikum vorhan-

den seien. Die baulichen Möglichkeiten dort würden mit den Architekten des Klinikums 

bearbeitet. 

 

Zum Abschluss weist Herr Brenner nochmals darauf hin, dass Stellungnahmen zu den Vorent-

würfen des Flächennutzungsplans und des Bebauungsplans nicht nur anlässlich der Informati-

onsveranstaltung sondern auch über die bereits erwähnten Formulare bzw. direkt beim Zweck-

verband abgegeben werden können. Frist für die Abgabe von Stellungnahmen sei  wie auch 

schon eingangs erwähnt  der 18.10.2017. 

 

Bürger: Bedankt sich für die kompetente und informative Darstellung durch Herrn Prof. Dr. 

Baldauf und die Fachgutachter. 

 

Herr Brenner bedankt sich bei den anwesenden Bürgern für die sachliche und konstruktive Dis-

kussion und schließt die Bürgerinformationsveranstaltung um 19:30 Uhr. 

 








